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Am Anfang steht der revolutionäre Impuls. 
Fast alle religiösen Bewegungen haben ihren 
Ursprung in einem Aufbegehren gegen erstarr-
te Glaubensdoktrinen. Nach einiger Zeit aller-
dings, wenn aus der neuen Lehre selbst eine 
gefestigte religiöse Tradition geworden ist, 
neigt diese – wie jede in die Jahre gekommene 
Revolution – verstärkt zur Beharrung, zum 
Widerstand gegen Veränderungen und damit 
letztlich zur Verkrustung.

So gesehen, müssten die Theologen dem 
Wissenschaftsrat für seine Empfehlungen zur 
Weiterentwicklung von Theologien und re li-
gions  be zo ge nen Wissenschaften eigentlich dank-
bar sein – sollen diese doch der dro hen den 
Verkrustung der Theologie entgegenarbei-
ten. Denn die Strukturen an den hiesigen 
Universitäten, so kritisiert der Wis sen schafts-
rat, sind »nach wie vor an den Wissen schafts-
logiken des 19. Jahrhunderts orientiert und 
haben noch nicht im ausreichenden Maße 
auf die Herausforderungen einer religiös 
pluralisierten Welt reagiert«.

Das Erstarken des Islams in Deutschland, 
die »Rückkehr der Religionen«, die Heraus-
bildung neuer Religionsgemeinschaften – all 
diese Entwicklungen spiegeln sich an den 
Hochschulen kaum wider. Schon länger müs-
sen sich die theologischen Fakultäten den Vor-
wurf der Gegenwartsferne gefallen lassen 
(ZEIT Nr. 1/07). Nun stellt auch der Wissen-
schaftsrat fest: »Mancherorts entwickeln die 
Fakultäten oder Institute erkennbar einseitig 
auf Traditions- und Statussicherung zielende 
Bestrebungen.« Mit anderen Worten: Die 
Theologie, die sich gerne als ureigenste Le-
benswissenschaft begreift, igelt sich ein. Des-
halb macht das höchste Beratungsgremium 
der Wissenschaftspolitik ernst und fordert: 
– mehr Profil von der christlichen Theo-
logie, die sich stärker an interdisziplinären 
Forschungsprojekten beteiligen solle. 
– einen eigenständigen Ausbau der Judaistik 
sowie der Religionswissenschaft 
– und an »zwei bis drei Standorten« größere 
Zentren für islamische Studien, die sowohl 
Religionslehrer als auch islamische Religions-
gelehrte ausbilden.

Natürlich birgt jede einzelne dieser Emp-
fehlungen erheblichen Zündstoff. Wie etwa 
werden künftig die muslimischen »Beiräte« 
besetzt, die bei der Berufung der neuen Islam-
professoren ein ähnliches Mitbestimmungs-
recht haben sollen wie die christlichen Kirchen 
bei »ihren« Theologen? Werden die christ-
lichen Theologen sich der interdisziplinären 
Zusammenarbeit stellen oder verstärkt in pri-
vate kirchliche Hochschulen abwandern? Und 
wie reagiert insbesondere der Vatikan auf »die 
dringende Bitte« des Wissenschaftsrats an die 
Kirchen, sich »aus der Beteiligung an den 
Habilitationsverfahren zurückzuziehen« und 
die Beteiligung in Berufungsverfahren »ver-
lässlicher und transparenter zu gestalten«?

Keine Frage, den theologischen Fakul tä-
ten stehen bewegte Zeiten bevor. Doch in 
ihrem eigenen Interesse ist es allemal besser, 
den Schwung der Revolution zu nutzen, als 
friedlich der Bedeutungslosigkeit entgegen-
zudämmern.  ULRICH SCHNABEL

Siehe auch Feuilleton Seite 46

Religiöse Vielfalt
Der Wissenschaftsrat fordert, 

mehr Islamkenner auszubilden

Das Jahr 2010 nach Christus: Der menschliche 
Körper ist bis ins letzte Gen erforscht. Der 
ganze menschliche Körper? Nein! Ein kleines 
Fleckchen leistet der anatomischen Entzaube-
rung Widerstand: der G-Punkt. Seit Jahren 
debattieren Sexualforscher darüber, ob diese 
besonders erogene Zone überhaupt existiert. 
»Es gibt sie nicht«, entschied man im Novem-
ber am Londoner King’s College. Worauf 
französische Gynäkologen vergangene Woche 
ein zweitägiges Gegen-Kolloquium veranstal-
teten. Unterton: Wenn sich hier jemand mit 
Sex auskennt, dann ja wohl wir!

Die Briten hatten 1804 Frauen – aus-
schließlich Zwillinge – befragt, ob diese »glau-
ben«, einen »sogenannten G-Punkt« zu haben. 
56 Prozent antworteten mit Ja. Woraus die 
Autoren schlossen, dass der Punkt nicht exis-
tiere. Warum? Weil sich die Antworten ein- 
und zweieiiger Zwillinge statistisch nicht un-
terschieden. Der G-Punkt habe demnach 
keine genetische Grundlage und sei schlicht 
ein »Hirngespinst«. Was antwortet Frankreich? 
Der G-Punkt werde erst durch Stimulation 
aktiv, erklärte der Pariser Gynäkologe Sylvain 
Mimoun. Ein Drittel aller Frauen wisse ein-
fach noch nicht, dass es ihn gebe. 

Die britische Studie wurde übrigens von 
einer Frau geleitet.  SIGRID NEUDECKER

 a   www.zeit.de/audio

Ja, wo isser denn?
Die Sexualwissenschaft sucht noch 

immer nach dem G-Punkt
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DIE ZEIT: Knapp 500 000 Kinder und Jugendliche 
besuchen derzeit in Deutschland eine sonderpäda-
gogische Fördereinrichtung. Sind die alle auf der 
falschen Schule?
ULF PREUSS-LAUSITZ: Zugespitzt könnte man das so 
formulieren. Wir brauchen zwar Sonderpädago-
gen, aber keine Sonderschulen. Die Aufgabe dieser 
speziellen Fördereinrichtungen wird es in Zukunft 
sein, sich selbst überflüssig zu machen. Ihre Lehrer 
sollen an die allgemeinen Schulen wechseln, wo sie 
helfen, behinderte wie nichtbehinderte Kinder ge-
meinsam zu unterrichten. Denn die Kompetenz 
der Sonderpädagogen kann sich im gemeinsamen 
Unterricht am besten entfalten.
THOMAS STÖPPLER: Ich sehe das völlig anders. Wir 
brauchen eigenständige Sonderschulen auch wei-
terhin, und zwar in ihrer ganzen Breite und Diffe-
renziertheit. Denn es gibt Schüler, die in einer 
sonderpädagogischen Einrichtung – zumindest 
zeitweise – am besten gefördert werden. Dazu ge-
hören Lernbehinderte, massiv Verhaltensgestörte 
oder Jugendliche mit enormen Sprachdefiziten.
PREUSS-LAUSITZ: Aber schon die Definition, wer 
auf eine Sonderschule gehört, ist doch alles andere 
als klar! Anders ist nicht zu erklären, dass im Saar-
land dreimal so viele schwer sehbehinderte Kinder 
festgestellt werden wie in Niedersachsen; in Meck-
lenburg-Vorpommern haben wir angeblich dop-
pelt so viele Fälle geistiger Behinderung wie in 
Baden-Württemberg; und in Thüringen werden 
siebenmal so viele Kinder als verhaltensauffällig 
eingestuft wie in Schleswig-Hol-
stein. Da stimmt doch etwas nicht!
ZEIT: Einmal abgesehen von mög-
licherweise falschen Zuweisungen: 
Kann man sich wirklich vorstellen, 
dass ein geistig behindertes Kind 
im Rollstuhl in einem Klassenraum 
mit gesunden Schülern zusammen 
unterrichtet werden soll?
PREUSS-LAUSITZ: Sie können es sich 
vielleicht nicht vorstellen, weil Sie 
es niemals in Ihrer Schulzeit erlebt 
haben. Auch ich habe es nicht ge-
glaubt, bis ich es gesehen habe – 
zum Beispiel in einer Schule in 
Brandenburg, die ich jahrelang be-
gleitet habe. Sie hat Kinder mit al-
len Behinderungsarten aufgenommen, und das hat 
ganz wunderbar geklappt. Ein körperlich und geis-
tig schwer mehrfach behindertes Kind hat dort 
natürlich einen individuellen Förderlehrer an sei-
ner Seite. Für mehrere Stunden bekommt es auch 
Einzelunterricht oder geht zur Physiotherapie. 
Aber es fühlt sich als Teil seiner Klasse und lernt 
dort enorm viel – jedenfalls sicherlich mehr als in 
einer Schule für geistig Behinderte. Aus Berlin 
kenne ich ähnliche Beispiele.
STÖPPLER: Ich höre ganz andere Meldungen. Son-
derpädagogen berichten zum Beispiel aus Berlin 
von erschreckenden Fällen, in denen allgemeine 
Schulen dem individuellen Förderbedarf von be-
hinderten Kindern in keiner Weise gerecht werden. 
Die meisten Lehrer sind gar nicht dafür geschult 
und vorbereitet, dass in ihren Klassen plötzlich 

Kinder sitzen, die ganz andere Lernvoraussetzun-
gen mitbringen als die übrigen Schüler.
PREUSS-LAUSITZ: Wir finden natürlich auch in In-
tegrationsschulen mal guten und mal schlechten 
Unterricht. Aber das spricht nicht gegen das Prin-
zip der Inklusion. Ob der Unterricht gelingt oder 
nicht, hängt selten vom konkreten Kind ab, son-
dern liegt meist an der Teamkompetenz der Lehrer 
oder der Zusammenarbeit mit den Eltern.
STÖPPLER: Das ist Unsinn. Sonderpädagogik erfor-
dert eine hochkomplexe Didaktik, die stets auf das 
einzelne Kind zugeschnitten werden muss. Ob das 
gelingt, hängt nicht davon ab, ob irgendjemand 
zufällig mit einem anderen gut kann. 
ZEIT: Sondern womit?
STÖPPLER: Ob der Lehrer gut ausgebildet ist und ob 
das pädagogische Umfeld stimmt. Ein schwerst ver-
haltensauffälliges Kind etwa benötigt ein klar struk-
turiertes Lernarrangement, während ein massiv 
lernbehindertes Kind eine eher offene Lernsituati-
on braucht, wo es etwas entdecken kann. Ein hör-
behindertes Kind braucht eine gute Ausleuchtung, 
um das Mundbild ablesen zu können – für blend-
empfindliche sehbehinderte Kinder bedeutet aber 
helles Licht eine erhebliche Einschränkung. Diese 
Schüler kann man nicht alle mit gesunden Kindern 
so nebenbei im Klassenraum unterrichten!
PREUSS-LAUSITZ: Aber Kollege Stöppler, die Vorstel-
lung, man benötige für unterschiedliche Kinder 
getrennte Didaktiken, ist eine Pädagogik des 
19 Jahr hunderts.

STÖPPLER: Wieso denn das?
PREUSS-LAUSITZ: Wir wissen doch 
längst, dass es wenig Sinn ergibt, 
zehn lernbehinderte oder verhal-
tensauffällige Kinder in einem 
Raum zu unterrichten. Kinder ler-
nen am besten von anderen Kin-
dern. Wenn es aber niemanden 
gibt, von dem sie lernen können, 
sind die Fortschritte gering. Des-
halb schaffen knapp achtzig Pro-
zent aller Sonderschüler nicht ein-
mal den Hauptschulabschluss; das 
gilt auch für körperbehinderte, 
geistig nicht beeinträchtigte Schü-
ler. Nur zwei Prozent der Förder-
schüler bringen es zum mittleren 

Schulabschluss, die Abiturquote ist fast gleich null. 
Das zeigt doch das Versagen dieses Konzepts.
STÖPPLER: Glauben Sie wirklich, dass alle Kinder in 
integrativen Beschulungsformen plötzlich den 
Hauptschulabschluss oder gar das Abitur ablegen? 
Das Gegenteil wird der Fall sein! Die meisten Kin-
der mit Behinderungen werden dort nur neben-
herlaufen. Denn die Lehrer in den Regelschulen 
sind bislang in keiner Weise auf die Förderschüler 
vorbereitet. Bevor wir von Inklusion reden, müs-
sen wir dafür erst die notwendigen Bedingungen 
schaffen. Das aber kostet Zeit und Geld. 
PREUSS-LAUSITZ: Diese Art der Argumentation ken-
ne ich seit drei Jahrzehnten: »Erst muss die all-
gemeine Schule ganz toll werden, dann können 
wir mit der Integration beginnen.« Diese Logik hat 
dazu geführt, dass sich fast nichts getan hat. Dafür 

wurde das System der Sonderschulen immer weiter 
ausgebaut, ihre Zahl stieg in den vergangenen 
fünfzehn Jahren um mehr als ein Drittel.
STÖPPLER: Die steigenden Zahlen muss man diffe-
renziert betrachten. Tatsächlich wächst die Zahl 
der schwer Mehrfachbehinderten; dank des medi-
zinischen Fortschritts überleben mehr Kinder zum 
Beispiel eine Frühgeburt – jedoch mit Folgeschä-
den. Zum anderen wachsen mehr Kinder als früher 
in schwierigen sozialen Umständen auf. Und auch 
die Zahl psychisch kranker Kinder nimmt zu.
PREUSS-LAUSITZ: Aber wer definiert, ob jemand 
sonderpädagogischen Förderbedarf hat? Wer ent-
scheidet über die Zuweisung zur Sonderschule? 
Die Sonderschullehrer selbst, die ein Interesse da-
ran haben, den Unterricht in ihrer Institution zu 
sichern! Das kommt mir vor wie die Schwangeren-
beratung der katholischen Kirche, bei der auch 
niemand eine unbefangene Beratung erwartet.
STÖPPLER: Das ist eine Unterstel-
lung! Wir Sonderschullehrer tref-
fen schon längst nicht mehr allein 
die Entscheidung. Vielmehr er-
stellen wir sorgfältige Gutachten 
zusammen mit den Eltern und 
anderen Lehrern. Während meiner 
Zeit als Schulleiter haben wir viele 
Kinder aus der Förderschule in die 
allgemeine Schule integriert, wenn 
wir guten Gewissens sagen konn-
ten, dass das Kind dort die nötige 
Unterstützung bekommt. Den-
noch wird es immer Schüler ge-
ben, die eine Spezialeinrichtung 
brauchen. Wissen Sie, was seit ei-
nigen Jahren mit den sehbehin-
derten Schülern aus Schleswig-Holstein passiert?
ZEIT: Was denn?
STÖPPLER: Die werden nun zu Dutzenden in Ham-
burg unterrichtet. Der Grund: Schleswig-Holstein 
hat die Förderschulen für Sehbehinderte vor einigen 
Jahren abgeschafft und unterrichtet die betroffenen 
Schüler jetzt integriert. Daraufhin sind viele Eltern, 
die das nicht wollten, ins Nachbarland ausgewichen, 
weil sie nur dort die speziellen didaktischen Kon-
zepte finden konnten. Diesen Trend kenne ich auch 
aus anderen Bundesländern. Davon berichtet nur 
niemand. Im Augenblick lesen wir nur Beispiele 
 geglückter Integration, niemals gescheiterter.
ZEIT: Erzählen Sie uns eines.
STÖPPLER: Ich kenne einen stark körperbehinder-
ten Jungen aus Baden-Württemberg, der mit nicht-
behinderten Kindern aufs Gymnasium ging. Nach 
einigen Jahren hat er sich selbst auf eine Förder-
schule für Körperbehinderte angemeldet.
ZEIT: Warum?
STÖPPLER: Weil er an seiner Schule niemanden mit 
einem ähnlichen Schicksal gefunden hat. Wenn es 
um Themen wie Freundschaften, Sport oder Sexu-
a lität ging, konnte er sich mit keinem seiner nicht-
behinderten Mitschüler austauschen. Als Junge 
mit körperlichen Beeinträchtigungen fühlte er sich 
von niemandem wirklich verstanden.
PREUSS-LAUSITZ: Solche Bedürfnisse muss man na-
türlich ernst nehmen. Ich fordere ja nicht, dass wir 

das Problem über die Einzelintegration lösen. Das 
ist viel zu teuer. Vielmehr stelle ich mir vor, dass 
wir pro Klasse drei oder vier Förderschüler gemein-
sam unterrichten …
STÖPPLER: … damit diese sich wieder als Minder-
heit fühlen. Wir hören immer wieder Berichte 
enttäuschter Eltern, dass ihr Kind auf der Integra-
tionsschule erst recht die Erfahrung des Außensei-
ters macht, weil es in vielen Belangen langsamer 
und schwächer als seine Klassenkameraden ist. In 
der Lebenshilfe-Zeitung schrieb einmal eine Mutter, 
ihr Kind habe in der Integrationsschule »vor allem 
geduldige Hilfsbereitschaft und ein mehr oder 
minder gut kaschiertes Desinteresse der Mitschü-
ler« erfahren. Erst auf der Sonderschule, unter 
Klassenkameraden mit ähnlichen Schwierigkeiten, 
sei ihre Tochter aufgeblüht. 
PREUSS-LAUSITZ: Es gibt auch Förderschüler, die 
sich dafür schämen, dass sie eine Sonderschule be-

suchen. Hören wir doch auf, von 
Einzelfällen zu reden, und lassen 
Sie uns die Empirie betrachten! 
Wir haben in Brandenburg unter-
sucht, wie sich Kinder in In te gra-
tions klas sen fühlen. Dort waren 
nichtbehinderte Schüler im Schnitt 
zufriedener als in nichtintegrativen 
Parallelklassen, und die Kinder mit 
Behinderung äußerten die höchste 
Zufriedenheit. Zudem war das 
Klassenklima besser.
STÖPPLER: Sie sagen, im Schnitt war 
die Zufriedenheit größer, aber eben 
nicht bei allen Schülern. Gute Be-
hindertenpädagogik aber betrach-
tet stets den Einzelfall. Das ist der 

Unterschied zwischen uns: Sie wollen alle Förder-
schüler in die Regelschulen pressen. Ich sage, wir 
müssen bei jedem einzelnen Kind fragen, wo es am 
besten unterstützt wird – in der Integrationsklasse, 
der Sonderschule oder einer Außenklasse?
ZEIT: Was ist das, eine Außenklasse? 
STÖPPLER: Dazu werden an allgemeinen Schulen 
spezielle Klassen gebildet, in denen Kinder mit 
Behinderungen getrennt und teilweise gemeinsam 
unterrichtet werden …
PREUSS-LAUSITZ: … was wieder das Problem mit 
sich bringt, dass die betroffenen Kinder unter sich 
bleiben. Das ist mit der UN-Konvention nur 
schwer vereinbar.
STÖPPLER: Ihr Modell, Herr Kollege, ist erst recht 
nicht mit der Konvention vereinbar! Diese fordert 
nämlich das Selbstbestimmungsrecht der Schüler 
beziehungsweise ihrer Eltern. Wenn aber auf lange 
Sicht die Sonderschulen aufgelöst werden, können 
Eltern und Schüler nicht mehr wählen.
PREUSS-LAUSITZ: Die UN-Konvention spricht nicht 
von Wahlfreiheit, sondern von einem Recht der 
Schüler auf gemeinsame Erziehung.
STÖPPLER: Folgt man Ihnen, wird ein Zwang da-
raus.
PREUSS-LAUSITZ: Nein, ich sage nur, dass es umge-
kehrt kein Recht auf eine Sonderschule gibt. Wie-

ULF PREUSS-LAUSITZ ist 
Professor für Erziehungs-
wissenschaft und Sprecher 
des Arbeitskreises Gemein-
same Erziehung in Berlin

THOMAS STÖPPLER leitete 
eine Sonderschule und ist 
Vorsitzender des Verbandes 
Sonderpädagogik e. V. in 
Baden-Württemberg

Das Recht auf 
Miteinander
Die Vereinten Nationen garantieren behinderten Kindern 
die freie Wahl ihrer Schule. Profitieren sie von mehr Normalität, 
oder brauchen sie besonderen Schutz? Ein Streitgespräch

Gemeinsam oder isoliert?
Die deutschen Sonderschulen stehen vor 
einem gewaltigen Umbruch: 2009 ist auch 
hierzulande die Be hin der ten rechts kon ven tion 
der Vereinten Nationen in Kraft getreten 
(ZEIT Nr. 36/09). Sie garantiert allen Schü-
lern mit einem geistigen oder körperlichen 
Handicap das Recht, zusammen mit gesun-
den Gleichaltrigen unterrichtet zu werden. 
Damit erscheint die bisherige Praxis in 
Deutschland, über achtzig Prozent aller be-
hinderten Kinder in Sonderschulen zu unter-
richten (mehr als in nahezu allen anderen 
Industrieländern), äußerst fragwürdig.

Die Umsetzung der UN-Konvention, so ver-
kündete kürzlich der neue Vorsitzende der 
Kultusministerkonferenz, Ludwig Spaenle, 
werde ein Hauptthema seiner Amtszeit sein. 
Anstelle der bisherigen Politik der Integration 
soll dabei die Inklusion (von lat. »inclusio«: 
Einschluss) treten: Menschen mit Behin-
derungen sollen sich dazugehörig fühlen, die 
Unterschiedlichkeit soll damit zur Normalität 
werden. Wie das allerdings zu bewerkstelligen 
ist, darüber gehen nicht nur die Meinungen 
der Politiker, sondern auch unter den Experten 
und den Eltern stark auseinander.

Schülerinnen und Schüler an der SOPHIE-SCHOLL-SCHULE IN GIESSEN

Fortsetzung auf Seite 30
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so sollen die Eltern ein Wahlrecht auf eine be-
stimmte Schulform haben? Sie haben ein Recht 
auf sonderpädagogische Förderung, das ist etwas 
ganz anderes. Es gibt ein Verfassungsgerichts-
urteil aus den siebziger Jahren, das besagt: Der 
Staat darf keinen Bildungsgang abschaffen, aber 
er kann selbstverständlich eine Schulform schlie-
ßen – so wie es derzeit etwa mit der Hauptschule 
in Berlin geschieht.
ZEIT: Aber glauben Sie nicht, dass manche Eltern 
ihr Kind lieber auf der Sonderschule sehen?
PREUSS-LAUSITZ: Ich argumentiere jetzt verfas-
sungsrechtlich. Die Argumentation, auf dem 
Wahlrecht der Eltern zu bestehen, dient doch 
nur dazu, das System der Förderschulen zu erhal-
ten. Und das ist mit der UN-Konvention über-
haupt nicht kompatibel. Da sind wir völlig un-
terschiedlicher Meinung. Und ich hoffe, das wird 
irgendwann verfassungsrechtlich geklärt werden. 
Im Übrigen ist diese Debatte, die wir gerade füh-
ren, ziemlich fiktiv, weil heute keine Sonderschu-
len fehlen, sondern Integrationsklassen. Darüber 
müssen wir im Jahr 2010 reden.
ZEIT: Erwarten Sie künftig auch von allen Leh-
rern, Integrationsschüler zu unterrichten?
PREUSS-LAUSITZ: Selbstverständlich. Das Berliner 
Schulgesetz etwa erteilt allen Schulen die Auf-
gabe, gemeinsamen Unterricht durchzuführen. 
Jeder Lehrer muss damit rechnen, während sei-
ner Berufslaufbahn auch Förderschüler in seiner 
Klasse zu haben. Zugegeben: Die meisten Kolle-
gen sind auf diese Herausforderungen bislang 
nicht vorbereitet. Ich fordere schon lange, dass 
alle Pädagogen das Lehren in heterogenen Klas-
sen und den Umgang mit verhaltensauffälligen 
und lernbehinderten Schülern lernen müssen.
STÖPPLER: Am besten auch noch die Gebärden-
sprache! Nicht jeder Pädagoge ist doch motiviert 
oder in der Lage, sich mit diesen besonderen 
Kindern zu befassen.
PREUSS-LAUSITZ: Das ist aber sein Job. Wenn er 
den nicht ausfüllt, sollte man ihn entlassen.
ZEIT: Wie gehen denn andere Länder mit der Pro-
blematik um, die wir hier diskutieren? Gibt es 
Nationen, von denen Deutschland lernen kann?
PREUSS-LAUSITZ: Die meisten Industrienationen 
haben sehr viel weniger Förderschüler in Son-
derschulen. Länder wie Italien, Spanien oder Ir-
land haben fast ganz umgestellt auf eine gemein-
same Erziehung. Deutschland ist weltweit ein 
Sonderfall …

STÖPPLER: … um den uns Sonderpädagogen in 
anderen Ländern durchaus beneiden. Ich kenne 
die Situation in Italien recht gut. Viele Kinder 
mit Lernbehinderungen oder Verhaltensauffäl-
ligkeiten gehen dort in den allgemeinen Schulen 
komplett unter. Als Reaktion darauf haben sich 
inzwischen viele Privatschulen gegründet, auf 
die begüterte Eltern ihre behinderten Kinder 
schicken. 
ZEIT: Wie steht es mit den Kosten? Würde ein 
gemeinsamer Unterricht für alle billiger oder 
teurer?
PREUSS-LAUSITZ: Billiger als das heutige System 
wird ein inklusives Schulsystem sicherlich nicht. 
Aber es muss auch nicht automatisch teurer wer-
den, wie der Kollege Klaus Klemm und ich für 
das Bundesland Bremen exemplarisch gezeigt 
haben. Denn man verlagert ja nur Personal von 
einer Schule an die andere. Teuer ist es hingegen, 
zwei Systeme parallel zu finanzieren. Das können 
wir uns nicht leisten.
STÖPPLER: Ich sage Ihnen voraus, dass Ihr Modell 
ein Sparmodell wird und unsere Kollegen in den 
Regelschulen aufgesogen werden. Dort drohen 
die Sonderpädagogen zum einen zu Experten für 
alle schwierigen Schüler in einer Klasse zu wer-
den. Zum anderen wird man zuerst an sie den-
ken, wenn ein Lehrer krank geworden ist und 
man eine Vertretung braucht. Das Nachsehen 
haben die Förderschüler, die nicht mehr viel von 
ihrem Lehrer haben werden. 
ZEIT: Abschlussfrage: Wer sind die Gewinner, wer 
die Verlierer eines solchen Umbaus des Schul-
systems, wie wir ihn nun diskutiert haben?
PREUSS-LAUSITZ: Ich bin überzeugt davon, dass 
das gemeinsame Lernen vor allem Gewinner pro-
duziert. In erster Linie werden die betroffenen 
Kinder profitieren. Sie werden nicht mehr abge-
sondert aufwachsen, sondern zusammen mit 
nichtbehinderten Gleichaltrigen. Das zweite 
Jahrzehnt des 21. Jahrhunderts könnte so zum 
Wendepunkt im Unterricht von Kindern mit 
Behinderungen in Deutschland werden.
STÖPPLER: Für mich ist klar, dass es zahlreiche 
Verlierer geben wird. Die Qualität der För-
derung dieser Kinder und das fachliche Know-
how der Lehrer werden zunehmend schwinden. 
Vermutlich werden wir auf lange Sicht eine 
blühende Privatschullandschaft bekommen. 
Die großen Verlierer werden vor allem Kinder 
mit Behinderungen aus bildungsfernen Famili-
en sein.

DAS GESPRÄCH FÜHRTEN ULRICH SCHNABEL 
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Marcus, Direktor beim Beratungsunter-
nehmen WIK Consult in Bad Honnef. Ihr 
Vorbild seien die Kabelfernseh-Anbieter, die 
nicht nur die Abonnenten, sondern auch die 
Sender zur Kasse bitten. 

Solche Szenarien versetzen viele Netzakti-
visten in Unruhe. Sie befürchten ein Zwei klas-
sen in ter net, in dem Daten aus zahlenden 
Premiumdiensten mit Vollgas durch die Lei-
tungen rasen, während der Rest der Netzwelt 
um die verbleibenden Kapazitäten rangeln 
muss. Markus Beckedahl beobachtet mit 
Sorge, dass die Provider bei der Moderni-
sierung ihrer Netze immer mehr Steue-
rungstechnik einbauen. »Damit steigen 
die Möglichkeiten, den Netzverkehr zu 
managen und zu filtern.« 

Besonders umstritten ist dabei die so-
genannte Deep Packet In-
spection. Dabei schauen 
die Provider direkt in den 
Datenstrom und erkennen, 
was gerade von A nach B 
übertragen wird. Ist es ein 
Softwarecode, ein Online-
video oder ein digitalisiertes 
Musikstück? Und wenn ja, 
welches? Ist es womöglich 
urheberrechtlich geschützt? 

Der britische Provider 
Virgin Media möchte diese 
Fragen mithilfe der Soft-
ware Cview beantworten 
und so ermitteln, welche 
Auswirkungen illegales File-
sharing auf den Netzver-
kehr hat. »Ich sorge mich 
sehr, dass Cview, wenn es 
auf diese Weise genutzt 
wird, das Recht der Kunden auf Privatsphäre ver-
letzten wird«, sagt Alexander Hanff, Vorsitzender 
der Londoner Datenschutzorganisation Privacy 
International (PI). Er erinnert daran, dass die 
British Telecom, die 2006 monatelang die Netz-
nutzung von 18 000 Kunden im Detail mitver-
folgte, Gegenstand einer Untersuchung durch 
die Europäische Kommission ist.

Zugleich wachsen aber auch die Begehrlich-
keiten in Ministerien und anderen Behörden, in 
das bislang neutrale Netz einzugreifen – und 
zwar mithilfe der Provider. »Sie werden von der 
Politik als Hebel gesehen, um die staatliche 
Steuerungsfähigkeit wieder herzustellen, die 
durch die Vernetzung ein Stück weit verloren ge-
gangen ist«, beobachtet Hofmann. 

Jüngstes Beispiel dafür ist der Entwurf zur 
Überarbeitung des Jugendmedienschutz-Staats-
vertrages. Über ihn diskutierten am vergangenen 
Mittwoch Politiker der Länder und Vertreter der 
Provider in der Mainzer Staatskanzlei. Einige 
missverständliche Formulierungen in dem Papier 
legten den Verdacht nahe, dass die Provider in 
Zukunft alle Inhalte untersuchen und Jugend-
gefährdendes aus dem Netz filtern sollten. Juris-
ten des Providers 1und1 warnten angesichts des 
Entwurfs in ihrem Firmenblog bereits vor dem 
»Ende der freien Kommunikation im Internet«. 

Zwar betont Hans Ernst Hanten, der als 
Ministerialdirigent beim Bundesbeauftragten 
für Kultur und Medien den Dialog zwischen 
Politik und Providern organisiert, dass es 
»keineswegs darum geht, dass irgendwo 
zwangsweise Filter vorgeschaltet werden«. 
Die Vision der Jugendschützer ist aber, 
dass Provider und Inhalte-Anbieter gemein-
sam ein Kennzeichnungssystem entwickeln. 
Web seitenbetreiber sollen freiwillig angeben, 
ob ihre Angebote jugendfrei sind. Die 
 Provider könnten dann auf Wunsch von 
 Eltern Jugendgefährdendes automatisch aus-
blenden. 

Der Streit um den Jugendschutzentwurf 
zeigt, wie empfindlich die Netzgemeinde auf 
alle Eingriffsversuche reagiert. »In Iran ist die 

Filterung des Internets auch zuerst mit dem 
Kampf gegen Pornografie 
begründet worden«, sagt 
Markus Beckedahl. »Am 
Ende stand die totale Filte-
rung des Netzes.« Auch 
Chinas Zensoren begrün-
den ihre Eingriffe zumeist 
mit dem Kampf  gegen di-
gitale Schmuddeleien.

Ein Grund für die hitzi-
gen Diskussionen ist auch, 
dass die Netzneutralität als 
Prinzip nirgendwo gesetz-
lich verankert ist. Zwar 
bekennt sich die Bundes-
regierung im schwarz-
 gelben Koalitionsvertrag 
grundsätzlich zur »neutra-
len Datenübermittlung im 
Internet«. Verbindliche Re-
gelungen, um die Netz-

neutralität zu garantieren, gibt es aber weder 
auf Deutschland- noch auf europäischer Ebene. 
Auch das im  November 2009 verabschiedete 
Telekommunikationspaket der Europäischen 
Union enthält Hofmann zufolge »beim Thema 
Netzneutralität statt verbindlicher Regelungen 
vor allem hehre Grundsätze mit großem Aus-
legungsspielraum«.

Der Berliner Medienwissenschaftler und Be-
rater Robin Meyer-Lucht hat in der vergangenen 
Woche eine Onlinepetition zur Sicherung der 
Netzneutralität gestartet. »Das Internet ist mitt-
lerweile die wichtigste Infrastruktur des demo-
kratischen Austauschs«, sagt er. Deshalb möchte 
er im Telemediengesetz festschreiben lassen, dass 
Netzzugang und Datenübermittlung »neutral, 
diskriminierungsfrei und anbieterunabhängig« 
erfolgen müssen. »Es ist keineswegs selbstver-
ständlich, dass die Regeln so bleiben, wie sie 
sind«, sagt er. So hätten die Betreiber von Mobil-
funknetzen, die inzwischen alle auch den Zugang 
zum Internet anbieten, »einen stärkeren Hang 
zur Diskriminierung einzelner Dienste als die 
klassischen Netzanbieter«. Drei der vier deut-
schen Mobilnetzbetreiber verhindern, dass ihre 
Kunden etwa kostenlos über Skype telefonieren. 
Nur O₂ erlaubt seinen Kunden, mit dem Mobil-
telefon zu  skypen. 

S chon bei seinem Erscheinen 1976 sorgte das 
Rock-Album Virgin Killer von den Scorpions 
aus Hannover für reichlich Ärger. Ein unbe-
kleidetes junges Mädchen, das sich lasziv re-

kelte, zierte das geschmacklose Cover. In den Vereinig-
ten Staaten musste die Platte in einer alternativen 
Hülle verkauft werden. 32 Jahre später, im Dezember 
2008, sorgte das Coverfoto erneut für Schlagzeilen – und 
zwar in Sachen Internetzensur. Um zu verhindern, dass 
ihre Kunden das obszöne Bild zu sehen bekamen, 
sperrten die britischen Unternehmen O₂, Virgin Media, 
Easynet und drei weitere Internetprovider mit einem 
Softwarefilter den Zugang zu einem Artikel über die 
Platte im Onlinelexikon Wikipedia. 

Es war nicht das erste Mal, dass Internetprovider in 
den Netzverkehr eingriffen. Der Provider Freenet 
blendete 2004 sogar die komplette Webseite eines ver-
ärgerten Kunden aus – statt Kritik an Freenet wurde 
den Surfern eine harmlose Ersatzseite gezeigt. 

Internetprovider spielen eine zentrale Rolle in der 
digitalen Gesellschaft. Ursprünglich beschränkte sich 
ihre Aufgabe darauf, Daten möglichst zuverlässig wei-
terzuleiten, ohne sich für ihren Inhalt zu interessieren. 
»Die sogenannte Netzneutralität ist ein Grundprinzip, 
mit dem das Internet zu so einem bedeutenden Teil 
unseres Lebens geworden ist«, sagt Markus Beckedahl, 
Gründer des Blogs netzpolitik.org. 

Dieses Prinzip bedeutet aber nicht nur, dass Zu-
gangsanbieter weltanschaulich neutral agieren sollten. 
Auch aus technischer Sicht sollten alle Dienste gleich-
wertig sein. Die Bits und Bytes einer Webseite haben 
dasselbe Recht, so schnell wie möglich durchs Netz 
geleitet zu werden, wie der Datenstrom eines Online-
filmportals oder die digitalisierten Sprachpakete, die 
eine Internet-Telefonie-Software wie Skype erzeugt.

Doch nun wird dieses Prinzip infrage gestellt. »Die 
Provider überlegen zunehmend, wie sie von den Ein-
flussmöglichkeiten, die sie auf das Netz haben, pro-

fitieren können«, sagt die Politikwissenschaftlerin 
und Netzexpertin Jeanette Hofmann von der 
London School of Economics. 

Zensur ist dabei allerdings nicht das Motiv. Es 
geht den Providern nicht um das Filtern von Inhalten, 
sondern um neue Einnahmequellen. Die Infrastruk-
tur-Unternehmen beobachten seit Jahren, dass ihre 
Margen sinken, während die Anbieter von Inhalten 
und Dienstleistungen prächtig verdienen. Video-
portale wie YouTube sorgen Jahr für Jahr für mehr 
Verkehr in den Leitungen und damit für höhere 
Kosten bei den Leitungsbetreibern. »Da stellt sich 
durchaus die Frage, wer diese Kosten dann trägt«, 
sagt Mark Nierwetberg, Sprecher der Deutschen 
Telekom in Bonn. Dort wird darüber nachgedacht, 
ob nicht bestimmte Anbieter für Premiumleitun-
gen bezahlen sollten. Videodaten könnten dann 
zum Beispiel gegen Gebühr bevorzugt durchs Netz 
geleitet werden. »Weil das Internet so nützlich ist 
und so große gesellschaftliche Effekte hat, ist es 
eine Art Allgemeingut geworden«, sagt Nierwet-
berg. »Es ist aber de facto ein auf Leitungen be-
triebenes Netzwerk, das private Unternehmen fi-
nanzieren.«

Nicht nur die Telekom denkt darüber nach, 
die zentrale Position im Datenverkehr stärker als 

bisher zu Geld zu machen. »Die meisten Provider 
träumen davon, nicht nur die Nutzer, sondern auch 

die Inhalte-Anbieter zahlen zu lassen«, sagt J. Scott 

Knoten im Netz
Politiker und Provider wollen mehr Einfluss auf den Datenverkehr. 
Web-Aktivisten wittern das Ende des freien Netzes VON LARS REPPESGAARD
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Daten
sind nicht gleich Daten, 
wenn es nach den 
Internetprovidern ginge: 
Videofilme würden sie 
gern schneller durchs 
Netz leiten – gegen 
Bezahlung. Dazu müssten 
sie den Datenstrom 
überwachen. Bis zur 
Zensur im Netz ist es 
dann nicht mehr weit
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